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Änderung der Sozialverordnung; Anpassung des Prämienverbilligungsanspruchs der 
Kinder von Familien mit unteren und mittleren Einkommen 
  

1. Erwägungen 

Jede Person mit Wohnsitz in der Schweiz muss für die Krankenpflege versichert sein (Obligatori-
um). Die Krankenversicherer legen die Versicherungsprämien unabhängig vom Einkommen ein-
heitlich pro Person nach Alterskategorie (Kinder, junge Erwachsene und Erwachsene), Wohnre-
gion und gewähltem Versicherungsmodell und gewählter Franchisehöhe fest. Als soziales Kor-
rektiv zur Einheitsprämie sieht das Bundesgesetz über die Krankenversicherung (KVG; SR 832.10) 
vor, dass die Prämien von Versicherten in bescheidenen wirtschaftlichen Verhältnissen durch 
Bundes- und Kantonsbeiträge verbilligt werden. Überdies müssen die Kantone bei Familien mit 
unteren und mittleren Einkommen die Prämien der Kinder und jungen Erwachsenen in Ausbil-
dung verbilligen. 

Mit Änderung des KVG vom 17. März 2017 wurden die Kantone verpflichtet, für untere und 
mittlere Einkommen die Prämien der Kinder um neu um mindestens 80 Prozent zu verbilligen. 
Die Prämien der jungen Erwachsenen in Ausbildung müssen sie weiterhin um mindestens 50 
Prozent verbilligen (Art. 65 Abs. 1bis KVG). Die Änderung ist am 1. Januar 2019 in Kraft getreten 
und den Kantonen wurde eine Frist von zwei Jahren eingeräumt, um das System einzuführen.   

Gestützt auf die neue Regelung des Bundes muss der Prämienverbilligungsanspruch der Kinder 
in der Sozialverordnung von mindestens 50 Prozent auf mindestens 80 Prozent angepasst wer-
den. Die Änderung soll per 1. Januar 2021 in Kraft treten. 

2. Beschluss  

Der Verordnungstext wird beschlossen. 

Andreas Eng 
Staatsschreiber 
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